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240. Kundmachung: Rücknahme einer Erklärung Frankreichs und Abänderung eines Vorbehalts Spa-
niens zur Konvention zum Schutze der Menschenrechte und Grundfreiheiten

241. Kundmachung: Geltungsbereich des Übereinkommens über das auf die Form letztwilliger Verfügun-
gen anzuwendende Recht

242. Übereinkommen über Arbeitsstatistiken
(NR: GP XVII RV 6 AB 85 S. 15. BR: AB 3230 S. 486.)

240. Kundmachung des Bundeskanzlers vom
10. Mai 1988 betreffend die Rücknahme einer
Erklärung Frankreichs und die Abänderung
eines Vorbehalts Spaniens zur Konvention zum
Schutze der Menschenrechte und Grundfrei-

heiten

Nach Mitteilungen des Generalsekretärs des
Europarats hat Frankreich mit 29. März 1988 die
anläßlich der Hinterlegung seiner Ratifikationsur-
kunde zur Konvention zum Schutze der Men-
schenrechte und Grundfreiheiten (BGBl. Nr. 210/
1958, letzte Kundmachung des Geltungsbereiches
BGBl. Nr. 353/1987) zu Art. 10 abgegebene inter-
pretative Erklärung *) zurückgenommen.

Spanien hat mit 2. Juni 1986 den anläßlich der
Hinterlegung seiner Ratifikationsurkunde zu den
Art. 5 und 6 erklärten Vorbehalt **) wie folgt teil-
weise abgeändert:

„Die im Buch 2 Teil XV und Buch 3 Teil XXIV
der Militärstrafgesetzordnung festgelegten Bestim-
mungen der Disziplinarvorschriften für die Streit-
kräfte werden durch das am 1. Juni 1986 in Kraft
tretende Disziplinarrecht für die Streitkräfte, wie
dieses im Grundgesetz 12/1985 vom 27. November
- Buch 3 Teil II und Buch 4 Teile II, III und IV —
festgelegt ist, ersetzt.

*) Kundgemacht in BGBl. Nr. 748/1974
*») Kundgemacht in BGBl. Nr. 552/1982

Das neue Gesetz ändert die früheren Bestimmun-
gen insoweit ab, als die Dauer des Freiheitsentzu-
ges, der ohne Einschreiten des Richters verhängt
werden kann, verkürzt wird, und zwar durch die
Anhebung der Personen während der Erhebungen
auferlegten Sicherheitsleistungen.

Dennoch bekräftigt Spanien seine Vorbehalte zu
den Art. 5 und 6, soweit diese mit den Bestimmun-
gen der am 1. Juni 1986 in Kraft tretenden Diszipli-
narvorschriften für die Streitkräfte unvereinbar
sind, wie diese im Grundgesetz 12/1985 vom
27. November — Buch 3 Teil II und Buch 4
Teile II, III und IV - festgelegt sind."

Vranitzky

241 . Kundmachung des Bundeskanzlers vom
10. Mai 1988 betreffend den Geltungsbereich
des Übereinkommens über das auf die Form
letztwilliger Verfügungen anzuwendende

Recht

Nach Mitteilung des Ministeriums für Auswär-
tige Angelegenheiten der Niederlande hat Spanien
am 11. April 1988 seine Ratifikationsurkunde zum
Übereinkommen über das auf die Form letztwilli-
ger Verfügungen anzuwendende Recht (BGBl.
Nr. 295/1963, letzte Kundmachung des Geltungs-
bereiches BGBl. Nr. 575/1986) hinterlegt.

Vranitzky
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242.

Der Nationalrat hat beschlossen:

1. Der Abschluß des Übereinkommens (Nr. 160) über Arbeitsstatistiken wird genehmigt.

2. Dieser Staatsvertrag ist gemäß Art. 50 Abs. 2 B-VG durch Erlassung von Gesetzen zu erfüllen.

(Übersetzung)

INTERNATIONALE
ARBEITSKONFERENZ

Übereinkommen 160

ÜBEREINKOMMEN ÜBER
ARBEITSSTATISTIKEN

Die Allgemeine Konferenz der
Internationalen Arbeitsorganisa-
tion,

die vom Verwaltungsrat des
Internationalen Arbeitsamtes
nach Genf einberufen wurde und
am 7. Juni 1985 zu ihrer einund-
siebzigsten Tagung zusammenge-
treten ist,

hat beschlossen, verschiedene
Anträge anzunehmen betreffend
die Neufassung des Übereinkom-
mens (Nr. 63) über die Statistiken
der Löhne und der Arbeitszeit,
1938, eine Frage, die den fünften
Gegenstand ihrer Tagesordnung
bildet, und

ist der Auffassung, daß diese
Anträge die Form eines interna-
tionalen Übereinkommens erhal-
ten sollen.

Die Konferenz nimmt heute,
am 25. Juni 1985, das folgende
Übereinkommen an, das als
Übereinkommen über Arbeitssta-
tistiken, 1985, bezeichnet wird.

I. ALLGEMEINE BESTIM-
MUNGEN

Artikel 1

Jedes Mitglied, das dieses
Übereinkommen ratifiziert, ver-
pflichtet sich, regelmäßig grund-
legende Arbeitsstatistiken zu
erheben, zusammenzustellen und
zu veröffentlichen, die entspre-
chend seinen Mitteln schrittweise
auf die folgenden Gegenstände
auszudehnen sind:
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a) Erwerbsbevölkerung,
Beschäftigung, gegebe-
nenfalls Arbeitslosigkeit
und, soweit möglich,
sichtbare Unterbeschäfti-
gung;

b) Struktur und Verteilung
der Erwerbsbevölkerung,
um eingehende Analysen
durchführen zu können
und über Ausgangsdaten
zu verfügen;

c) durchschnittlicher Ver-
dienst und durchschnittli-
che Arbeitszeit (tatsäch-
lich geleistete Stunden
oder bezahlte Stunden)
und gegebenenfalls Zeit-
lohnsätze und Normalar-
beitszeit;

d) Lohnstruktur und -Vertei-
lung;

e) Arbeitskosten;
f) Verbraucherpreisindizes;

g) Haushaltsausgaben oder
gegebenenfalls Familien-
ausgaben und, soweit
möglich, Haushaltsein-
kommen oder gegebenen-
falls Familieneinkommen;

h) berufsbedingte Schädi-
gungen und, soweit wie
möglich, Berufskrankhei-
ten;

i) Arbeitsstreitigkeiten.

Artikel 2

Bei der Erarbeitung oder
Änderung der Konzepte, Defini-
tionen und Methoden, die bei der
Erhebung, Zusammenstellung
und Veröffentlichung der auf
Grund dieses Übereinkommens
erforderlichen Statistiken verwen-
det werden, haben die Mitglieder
die neuesten, im Rahmen der
Internationalen Arbeitsorganisa-
tion aufgestellten Normen und
Richtlinien zu berücksichtigen.

Artikel 3

Bei der Erarbeitung oder
Änderung der Konzepte, Defini-
tionen und Methoden, die bei der
Erhebung, Zusammenstellung
und Veröffentlichung der auf
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Grund dieses Übereinkommens
erforderlichen Statistiken verwen-
det werden, sind die repräsentati-
ven Verbände der Arbeitgeber
und der Arbeitnehmer, soweit
solche bestehen, anzuhören, um
ihren Bedürfnissen Rechnung zu
tragen und ihre Mitarbeit sicher-
zustellen.

Artikel 4

Dieses Übereinkommen enthält
keinerlei Verpflichtung, Daten zu
veröffentlichen oder mitzuteilen,
die in irgendeiner Weise die
Offenlegung von Informationen
über eine einzelne statistische
Einheit, wie eine Person, einen
Haushalt, einen Betrieb oder ein
Unternehmen, zur Folge haben
könnten.

Artikel 5

Jedes Mitglied, das dieses
Übereinkommen ratifiziert, ver-
pflichtet sich, dem Internationa-
len Arbeitsamt so bald wie mög-
lich die gemäß dem Übereinkom-
men zusammengestellten und ver-
öffentlichten Statistiken und
Informationen über ihre Veröf-
fentlichung zu übermitteln, insbe-
sondere

a) die die verwendeten Ver-
breitungsmittel kenn-
zeichnenden Angaben
(Titel und Kennziffern im
Falle gedruckter Veröf-
fentlichungen und die
entsprechenden Beschrei-
bungen im Falle von
Daten, die in anderer
Form verbreitet werden);

b) die neuesten Daten oder
Zeiträume, für welche die
verschiedenen Arten von
Statistiken verfügbar sind,
sowie die Daten ihrer
Veröffentlichung oder
Verbreitung.

Artikel 6

Es sind ausführliche Beschrei-
bungen der bei der Erhebung und
Zusammenstellung der Statistiken
gemäß diesem Übereinkommen
verwendeten Quellen, Konzepte,
Definitionen und Methoden
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a) zu erarbeiten und auf
dem neuesten Stand zu
halten, um wesentlichen
Änderungen Rechnung
zu tragen;

b) dem Internationalen
Arbeitsamt so bald wie
möglich zu übermitteln;

c) von der zuständigen
innerstaatlichen Stelle zu
veröffentlichen.

II. GRUNDLEGENDE
ARBEITSSTATISTIKEN

Artikel 7

Es sind laufende Statistiken
der Erwerbsbevölkerung, der
Beschäftigung, gegebenenfalls
der Arbeitslosigkeit und, soweit
möglich, der sichtbaren Unterbe-
schäftigung in einer für das
gesamte Land repräsentativen
Weise zusammenzustellen.

Artikel 8

Es sind Statistiken der Struktur
und Verteilung der Erwerbsbe-
völkerung in einer für das
gesamte Land repräsentativen
Weise zusammenzustellen, um
eingehende Analysen durchfüh-
ren zu können und über Aus-
gangsdaten zu verfügen.

Artikel 9

1. Es sind laufende Statistiken
des durchschnittlichen Verdien-
stes und der durchschnittlichen
Arbeitszeit (tatsächlich geleistete
Stunden oder bezahlte Stunden)
für alle bedeutenden Arbeitneh-
mergruppen und alle bedeuten-
den Wirtschaftszweige in einer
für das gesamte Land repräsenta-
tiven Weise zusammenzustellen.

2. Gegebenenfalls sind Statisti-
ken der Zeitlohnsätze und der
Normalarbeitszeit für bedeutende
Berufe oder Berufsgruppen in
bedeutenden Wirtschaftszweigen
in einer für das gesamte Land
repräsentativen Weise zusammen-
zustellen.
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Artikel 10

Es sind Statistiken der Lohn-
struktur und -Verteilung für die
Arbeitnehmer in bedeutenden
Wirtschaftszweigen zusammen-
zustellen.

Artikel 11

Es sind Statistiken der Arbeits-
kosten für bedeutende Wirt-
schaftszweige zusammenzustel-
len. Soweit möglich müssen diese
Statistiken mit den Daten über
die Beschäftigung und die
Arbeitszeit (tatsächlich geleistete
Stunden oder bezahlte Stunden)
des gleichen Erfassungsbereichs
im Einklang stehen.

Artikel 12

Es sind Verbraucherpreisindi-
zes zu berechnen, um die zeitli-
chen Veränderungen der Preise
von Artikeln zu messen, die für
die Verbrauchsgewohnheiten
wesentlicher Bevölkerungsgrup-
pen oder der Gesamtbevölkerung
repräsentativ sind.

Artikel 13

Es sind Statistiken der Haus-
haltsausgaben oder gegebenen-
falls der Familienausgaben und,
soweit möglich, der Haushalts-
einkommen oder gegebenenfalls
der Familieneinkommen für alle
Typen und Größen von Privat-
haushalten oder Familien in einer
für das gesamte Land repräsenta-
tiven Weise zusammenzustellen.

Artikel 14

1. Es sind Statistiken der
berufsbedingten Schädigungen in
einer für das gesamte Land reprä-
sentativen Weise zusammenzu-
stellen; sie haben, soweit möglich,
alle Wirtschaftszweige zu erfas-
sen.

2. Es sind, soweit wie möglich,
Statistiken der Berufskrankhei-
ten, für alle Wirtschaftszweige in
einer für das gesamte Land reprä-
sentativen Weise zusammenzu-
stellen.



86. Stück - Ausgegeben am 17. Mai 1988 — Nr. 242 2021

Artikel 15

Es sind Statistiken der Arbeits-
streitigkeiten in einer für das
gesamte Land repräsentativen
Weise zusammenzustellen; sie
haben, soweit möglich, alle Wirt-
schaftszweige zu erfassen.

III. ÜBERNAHME DER VER-
PFLICHTUNGEN

Artikel 16

1. Jedes Mitglied, das dieses
Übereinkommen ratifiziert, hat
gemäß den in Teil I erwähnten
allgemeinen Verpflichtungen die
Verpflichtungen aus dem Über-
einkommen für einen oder meh-
rere der Artikel von Teil II zu
übernehmen.

2. Jedes Mitglied hat in seiner
Ratifikationsurkunde den oder
die Artikel von Teil II anzugeben,
für die es die Verpflichtungen aus
diesem Übereinkommen über-
nimmt.

3. Jedes Mitglied, das dieses
Übereinkommen ratifiziert hat,
kann dem Generaldirektor des
Internationalen Arbeitsamtes zu
einem späteren Zeitpunkt anzei-
gen, daß es die Verpflichtungen
aus dem Übereinkommen für
einen oder mehrere der Artikel
von Teil II übernimmt, die es in
seiner Ratifikationsurkunde nicht
schon angegeben hatte. Diese
Anzeigen haben vom Tage ihrer
Mitteilung an die Wirkung einer
Ratifikation.

4. Jedes Mitglied, das dieses
Übereinkommen ratifiziert hat,
hat in seinen gemäß Artikel 22
der Verfassung der Internationa-
len Arbeitsorganisation über die
Durchführung des Übereinkom-
mens vorzulegenden Berichten
den Stand seiner Gesetzgebung
und Praxis in bezug auf die
Gegenstände der Artikel von
Teil II, für die es die Verpflich-
tungen aus dem Übereinkommen
nicht übernommen hat, anzuge-
ben und mitzuteilen, in welchem
Umfang dem Übereinkommen in
bezug auf diese Gegenstände ent-
sprochen wird oder entsprochen
werden soll.
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Artikel 17

1. Ein Mitglied kann den
Umfang der in dem Artikel oder
den Artikeln von Teil II, für die
es die Verpflichtungen aus dem
Übereinkommen übernommen
hat, erwähnten Statistiken
zunächst auf bestimmte Arbeit-
nehmergruppen, Wirtschaftsbe-
reiche, Wirtschaftszweige oder
geographische Gebiete beschrän-
ken.

2. Jedes Mitglied, das den
Umfang der Statistiken gemäß
Absatz 1 dieses Artikels
beschränkt, hat in seinem ersten
Bericht, den es gemäß Artikel 22
der Verfassung der Internationa-
len Arbeitsorganisation über die
Durchführung des Übereinkom-
mens vorzulegen hat, den Artikel
oder die Artikel von Teil II anzu-
geben, auf welche die Beschrän-
kung Anwendung findet, unter
Angabe der Art der Beschrän-
kung und der Gründe hierfür,
und in den folgenden Berichten
mitzuteilen, inwieweit der
Umfang der Statistiken auf
andere Arbeitnehmergruppen,
Wirtschaftsbereiche, Wirtschafts-
zweige oder geographische
Gebiete ausgedehnt werden
konnte oder ausgedehnt werden
soll.

3. Ein Mitglied kann nach
Anhörung der in Betracht kom-
menden repräsentativen Ver-
bände der Arbeitgeber und der
Arbeitnehmer durch eine Erklä-
rung an den Generaldirektor des
Internationalen Arbeitsamtes in
dem Monat, der jeweils auf den
Jahrestag des Inkrafttretens des
Übereinkommens folgt, weitere
Beschränkungen des technischen
Umfangs der in dem Artikel oder
den Artikeln von Teil II, für die
es die Verpflichtungen aus dem
Übereinkommen übernommen
hat, erwähnten Statistiken vor-
nehmen. Diese Erklärungen wer-
den ein Jahr nach der Eintragung
wirksam. Jedes Mitglied, das sol-
che Beschränkungen vornimmt,
hat in seinen gemäß Artikel 22
der Verfassung der Internationa-
len Arbeitsorganisation über die
Durchführung des Übereinkom-
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mens vorzulegenden Berichten
die in Absatz 2 dieses Artikels
erwähnten Angaben zu machen.

Artikel 18

Durch dieses Übereinkommen
wird das Übereinkommen über
die Statistiken der Löhne und der
Arbeitszeit, 1938, neugefaßt.

IV. SCHLUSS-
BESTIMMUNGEN

Artikel 19

Die förmlichen Ratifikationen
dieses Übereinkommens sind dem
Generaldirektor des Internationa-
len Arbeitsamtes zur Eintragung
mitzuteilen.

Artikel 20

1. Dieses Übereinkommen bin-
det nur diejenigen Mitglieder der
Internationalen Arbeitsorganisa-
tion, deren Ratifikation durch
den Generaldirektor eingetragen
ist.

2. Es tritt in Kraft zwölf
Monate nachdem die Ratifikatio-
nen zweier Mitglieder durch den
Generaldirektor eingetragen wor-
den sind.

3. In der Folge tritt dieses
Übereinkommen für jedes Mit-
glied zwölf Monate nach der Ein-
tragung seiner Ratifikation in
Kraft.

Artikel 21

1. Jedes Mitglied, das dieses
Übereinkommen ratifiziert hat,
kann es nach Ablauf von zehn
Jahren, gerechnet von dem Tag,
an dem es zum ersten Mal in
Kraft getreten ist, durch Anzeige
an den Generaldirektor des Inter-
nationalen Arbeitsamtes kündi-
gen. Die Kündigung wird von
diesem eingetragen. Ihre Wir-
kung tritt erst ein Jahr nach der
Eintragung ein.

2. Jedes Mitglied, das dieses
Übereinkommen ratifziert hat
und innerhalb eines Jahres nach
Ablauf des im vorigen Absatz
genannten Zeitraumes von zehn
Jahren von dem in diesem Artikel
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vorgesehenen Kündigungsrecht
keinen Gebrauch macht, bleibt
für einen weiteren Zeitraum von
zehn Jahren gebunden. In der
Folge kann es dieses Überein-
kommen jeweils nach Ablauf
eines Zeitraumes von zehn Jahren
nach Maßgabe dieses Artikels
kündigen.

3. Ein Mitglied, das dieses
Übereinkommen ratifiziert hat,
kann nach Anhörung der in
Betracht kommenden repräsenta-
tiven Verbände der Arbeitgeber
und der Arbeitnehmer nach
Ablauf von fünf Jahren, gerech-
net von dem Tag, an dem es zum
ersten Mal in Kraft getreten ist,
durch eine Erklärung an den
Generaldirektor des Internationa-
len Arbeitsamtes seine Über-
nahme der Verpflichtungen aus
dem Übereinkommen für einen
oder mehrere der Artikel von
Teil II widerrufen, vorausgesetzt,
daß es die übernommenen Ver-
pflichtungen für mindestens einen
dieser Artikel aufrechterhält. Der
Widerruf wird erst ein Jahr nach
der Eintragung wirksam.

4. Jedes Mitglied, das dieses
Übereinkommen ratifiziert hat
und innerhalb eines Jahres nach
Ablauf des in Absatz 3 dieses
Artikels genannten Zeitraumes
von fünf Jahren von dem in die-
sem Absatz vorgesehenen Wider-
rufsrecht keinen Gebrauch
macht, bleibt für einen weiteren
Zeitraum von fünf Jahren durch
die Artikel von Teil II gebunden,
für die es die Verpflichtungen aus
dem Übereinkommen übernom-
men hat. In der Folge kann es die
übernommenen Verpflichtungen
jeweils nach Ablauf eines Zeitrau-
mes von fünf Jahren nach Maß-
gabe dieses Artikels widerrufen.

Artikel 22

1. Der Generaldirektor des
Internationalen Arbeitsamtes gibt
allen Mitgliedern der Internatio-
nalen Arbeitsorganisation Kennt-
nis von der Eintragung aller Rati-
fikationen und Kündigungen, die
ihm von den Mitgliedern der
Organisation mitgeteilt werden.
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2. Der Generaldirektor wird
die Mitglieder der Organisation,
wenn er ihnen von der Eintra-
gung der zweiten Ratifikation,
die ihm mitgeteilt wird, Kenntnis
gibt, auf den Zeitpunkt aufmerk-
sam machen, in dem dieses Über-
einkommen in Kraft tritt.

Artikel 23

Der Generaldirektor des Inter-
nationalen Arbeitsamtes übermit-
telt dem Generalsekretär der Ver-
einten Nationen zwecks Eintra-
gung nach Artikel 102 der Charta
der Vereinten Nationen vollstän-
dige Auskünfte über alle von ihm
nach Maßgabe der vorausgehen-
den Artikel eingetragenen Ratifi-
kationen und Kündigungen.

Artikel 24

Der Verwaltungsrat des Inter-
nationalen Arbeitsamtes hat,
sooft er es für nötig erachtet, der
Allgemeinen Konferenz einen
Bericht über die Durchführung
dieses Übereinkommens zu
erstatten und zu prüfen, ob die
Frage seiner gänzlichen oder teil-
weisen Neufassung auf die
Tagesordnung der Konferenz
gesetzt werden soll.

Artikel 25

1. Nimmt die Konferenz ein
neues Übereinkommen an, wel-
ches das vorliegende Überein-
kommen ganz oder teilweise neu-
faßt, und sieht das neue Überein-
kommen nichts anderes vor, so
gelten folgende Bestimmungen:

a) Die Ratifikation des neuge-
faßten Übereinkommens
durch ein Mitglied schließt
ohne weiteres die sofortige
Kündigung des vorliegen-
den Übereinkommens in
sich ohne Rücksicht auf
Artikel 21, vorausgesetzt,
daß das neugefaßte Über-
einkommen in Kraft getre-
ten ist.
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b) Vom Zeitpunkt des Inkraft-
tretens des neugefaßten
Übereinkommens an kann
das vorliegende Überein-
kommen von den Mitglie-
dern nicht mehr ratifiziert
werden.

2. Indessen bleibt das vorlie-
gende Übereinkommen nach
Form und Inhalt jedenfalls in
Kraft für die Mitglieder, die die-
ses, aber nicht das neugefaßte
Übereinkommen ratifiziert
haben.

Artikel 26

Der französische und der eng-
lische Wortlaut dieses Überein-
kommens sind in gleicher Weise
maßgebend.

Gemäß Art. 16 Abs. 2 wurde in der Ratifikationsurkunde angegeben, daß die Verpflichtungen für alle
Artikel von Teil II übernommen werden.

Die vom Bundespräsidenten unterzeichnete und vom Bundeskanzler gegengezeichnete Ratifikations-
urkunde wurde am 3. Juni 1987 beim Generaldirektor des Internationalen Arbeitsamtes hinterlegt; das
Übereinkommen tritt daher gemäß seinem Art. 20 Abs. 3 für Österreich mit 3. Juni 1988 in Kraft.

Nach Mitteilung des Generaldirektors des Internationalen Arbeitsamtes haben folgende weitere Staa-
ten das Übereinkommen ratifiziert:

Australien, unter Annahme der Art. 7 bis 10 und 12 bis 15, El Salvador, unter Annahme der Art. 7 bis
15, Finnland, unter Annahme der Art. 7 bis 10 und 12 bis 15, Schweden, unter Annahme der Art. 7 bis 10
und 12 bis 15, Schweiz, unter Annahme der Art. 7 bis 10 und 12 bis 15, Vereinigtes Königreich, unter
Annahme der Art. 7 bis 15.

Vranitzky


